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„Wir müssen eine drohende Belastung 
unserer Institute abwenden“

Redaktionsgespräch mit Uwe Fröhlich

Bei allem momentanen Wohlbefinden über 
eine wachsende Anerkennung seiner ge
nossenschaftlichen Bankengruppe bei den 
Kunden am Markt wie auch bei den politi
schen Entscheidungsträgern in Deutsch
land und Europa mahnt Uwe Fröhlich bei 
der konkreten Ausgestaltung der regula
torischen Vorhaben die Berücksichtigung 
der Besonderheiten seiner Mitgliedsins
titute an. Gleich mehrfach betont der 
 Präsident des Bundesverbandes der Volks
banken und Raiffeisenbanken im Redak
tionsgespräch die Unterschiede zu den in
ternationalen Großbanken und will in  
den aufsichtsrechtlichen Anforderungen 
wie der Eigenkapital und Liquiditätsaus
stattung das Prinzip der Proportionalität 
stärker berücksichtigt sehen. Aber auch 
die strategische Unterstützung seiner 
Banken bei einer professionellen Marktbe
arbeitung und der Sicherung 
wettbewerbsfähiger Kosten
strukturen bleiben ihm ein 
wichtiges Anliegen. (Red.) 

2012 ist nicht nur das 
internationale Jahr der 

Genossenschaften, auch der 
BVR feiert mit 40 Jahren ein 
feines Jubiläum. Was hat sich 
in diesen 40 Jahren an der 
Aufstellung und den Anfor
derungen an einen Banken
lobbyverband geändert? 

Die letzten Jahrzehnte waren 
von erheblichen Veränderungen 
für unsere Mitglieder, aber auch 
deren Kunden gekennzeichnet. 
Die Gobalisierung, der techni
sche Fortschritt – wie das Inter
net – und die europäischen und 
internationalen politischen Rah
menbedingungen sind dabei 
nur einige Stichworte. Ein Spit

zenverband muss sich auf diese Herausfor
derungen einstellen. Das betrifft alle unse
re Tätigkeiten: die professionelle Instituts
sicherung, die strategische Unterstützung 
der Banken und die Interessenvertretung. 
Durch die verstärkte Bankenregulierung der 
letzten Jahre aus Berlin, Brüssel oder Lon
don ist das letzte Element sicherlich noch 
etwas wichtiger geworden. Aber für mich 
gehören immer alle Leistungsbereiche im 
BVR zusammen. Nur so bleiben wir stark.

Sind Sie mit dem Erreichten bis
lang zufrieden? Ist es durch das 

Wirken des BVR gelungen, größeren 
Schaden von Ihren Mitgliedsinstituten 
abzuwenden?

Die Erfolge unserer über 1 121 Mitglieds
banken sprechen sicher auch für die Arbeit 

der Verbände. Aber das ist für uns kein 
Grund zum Ausruhen. Gerade bei der poli
tischen Regulierung stehen in diesem und 
im nächsten Jahr Strukturentscheidungen 
an, die große Konsequenzen für die Grup
pe haben können. Da müssen wir vielleicht 
nicht immer Schaden, aber in jedem Fall 
eine drohende Belastung unserer Institute 
abwenden. Das ist eine Daueraufgabe. 

Inwieweit haben sich die Adres
saten der Botschaften verändert? 

Wie viel mehr müssen Sie heute auf 
 Europa schauen?

Die Zeit rein nationaler Bankenregulierung 
ist lange vorbei. Aber die Vorgaben der EU 
haben sich inzwischen noch intensiviert. 
Zwei Drittel der Impulse für europäisches 
Bankenrecht kommen schon heute aus 

Brüssel – mindestens! Deswe
gen haben wir viele neue Ad
ressaten. Der Bundestag ist da 
leider oft nur noch stiller Beob
achter. Mit den europäischen 
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Aufsichtsbehörden EBA in London und 
ESMA in Paris wird sich das noch steigern: 
Dann ist auch das Europäische Parlament 
nicht mehr bei allen Details der Aufsicht 
be teiligt. Hier sehe ich für die Zukunft ein 
echtes Problem demokratischer Beteili
gung. Wesentliche Entscheidungen gehö
ren ins Parlament – ob in Berlin oder 
Straßburg. 

Hat der BVR 40 Jahre nach der 
Gründung noch eine ebenso lange 

Zukunft vor sich oder wird er mehr und 
mehr Einfluss an die European Associa
tion of Cooperative Banks (EACB) ab
treten müssen?

Ich glaube nicht an einen schwindenden 
Einfluss des BVR. Brüssel ist ja kein ge
schlossener Gesetzgeber. Für jede Position 
braucht man Mehrheiten in der EUKom
mission, im europäischen Parlament, aber 
auch im Ministerrat, wo die deutsche Re
gierung vertreten ist. Nationale Interes
senvertretung findet auch auf internatio

naler Ebene statt und wird nie überflüssig, 
insbesondere bei der Besonderheit unseres 
Bankenmarktes in Deutschland. Aber die 
europäische Flankierung ist unverzichtbar. 
Dafür arbeiten wir eng und gern mit un
seren europäischen Kollegen in der EACB 
zusammen.

Wie fühlt man sich als oberster 
Repräsentant der deutschen Ge

nossenschaftsbanken derzeit in Berlin? 
Können Sie unter den deutschen Politi
kern in den vergangenen Jahren eine 
größere Wertschätzung für die Kredit
genossen ausmachen?

Viele Politiker haben in der Finanzmarkt
krise erlebt, wie stabil und verlässlich un
ser genossenschaftliches Bankenmodell ist. 
Das spüren wir sehr positiv in unseren 
 Gesprächen. Gleichzeitig ist die Distanz zu 
„den Banken“ gewachsen. Da können wir 
nur immer wieder auf die nötige Differen
zierung pochen. Es gibt nicht „die Politik“, 
und eine regional arbeitende Genossen
schaftsbank ist eben keine Investment
bank.

Haben sich Ihre Kontakte zu Mit
gliedern des Europaparlamentes in 

den vergangenen Jahren signifikant er
höht? 

Allerdings! In den letzten Jahren sind 
durch Vertragsänderungen die Kompeten
zen des Europäischen Parlamentes immer 
weiter gestiegen – da müssen wir uns auch 
auf Verbandsseite entsprechend positio
nieren. Treffen mit EUParlamentariern ge
hören für den BVR zum Alltag wie Treffen 
mit Bundestagsabgeordneten oder ande
ren politischen Entscheidungsträgern.

Sind Sie als Präsident der deut
schen Genossenschaftsbanken mit 

der deutschen und europäischen Politik 
zufrieden? Welche finanz und wirt
schaftspolitischen Anliegen halten Sie 
derzeit in Deutschland und Europa für 
besonders wichtig?

Eine Großbaustelle in regulatorischer Hin
sicht ist Basel III. Selbst wenn die Genos

senschaftsbanken 
die entsprechenden 
A n f o r d e r u n g e n 
nach mehr Eigenka
pital von höherer 
Qualität und bes
serer Liquiditätsaus
stattung in der Re

gel jetzt schon erfüllen, werben wir intensiv 
darum, dass die Komplexität reduziert und 
die Besonderheiten von Verbundgruppen 
wie den Genossenschaftsbanken differen
zierend berücksichtigt werden – das gilt 
zum Beispiel für Größe, Risikogehalt oder 
systemische Bedeutung. Unser Engagement 
beim Thema Basel III hilft am Ende auch der 
Realwirtschaft. Der Gesetzgeber hat es – 
Stichwort Risikogewichtung von Mittel
standskrediten – in der Hand, dafür zu 
 sorgen, dass Banken das Kreditgeschäft  
als eine ihrer Kern
aufgaben weiter si
cherstellen können. 

Außerdem stehen 
Arbeiten der Euro
päischen Kommis
sion zum Krisen
management und zur Abwicklung von 
 Kreditinstituten an. Die Richtlinienände
rungsvorhaben zur Einlagensicherungs
richtlinie, die unser Plädoyer für den Spa
rerschutz aufgreifen, haben sich aufgrund 
der bisher nicht erfolgten Einigung in den 
sogenannten TrilogGesprächen verzögert 

und sollten übrigens auch keinesfalls  
mit dem Krisenmanagementvorhaben der 
Kommission verquickt werden. Dann wäre 
nämlich mit noch größeren zeitlichen 
 Verzögerungen bei der Verbesserung des 
 Sparerschutzes auf europäischer Ebene zu 
rechnen. 

Wie beurteilen Sie die (Geld)Poli
tik der EZB und der anderen wich

tigen Notenbanken weltweit? 

Die Geldpolitik hat mit ihren sehr mutigen 
und unkonventionellen Entscheidungen in 
der Finanzkrise erheblich zur Stabilisierung 
der Finanzmärkte beigetragen. Dabei hat 
sie auch schwere Entscheidungen treffen 
müssen, zum Beispiel beim Ankauf von 
Staatsanleihen durch die EZB oder der sehr 
großzügigen Versorgung der Märkte mit 
Liquidität. Jetzt kommt es darauf an, den 
Rückzug aus den Sondermaßnahmen ge
ordnet vorzubereiten. Sonst tritt eine Ge
wöhnung der Marktteilnehmer ein und der 
Entzug fällt dann später umso schwerer. 

Auch Genossenschaftsbanken und 
Sparkassen haben in beträcht

licher Zahl an dem zweiten Dreijahres
tender teilgenommen. Sind solche Akti
vitäten von Primärinstituten aus Sicht 
des BVR vertretbar? Kann man sich un
ter diesen Umständen noch über Wett
bewerbsverzerrungen beschweren, wenn 
auch die eigenen Institute diese Vorteile 
in Anspruch nehmen?

Mit dem zweiten Dreijahrestender Ende 
Februar hat die EZB als „Zwischenfinan
zierer“ in der Krise ihren Beitrag zur Sta
bilisierung der Märkte geleistet und der 
Politik besonders in den schwächeren 
 Euroländern Zeit gegeben, ihre wirtschaft
liche Grundverfassung zu verbessern. Auch 
Volksbanken und Raiffeisenbanken haben 

an den Dreijahrestendern teilgenommen. 
Die Beträge waren zusammengenommen 
allerdings gering. Im Mittelpunkt des Ge
schäftsmodells der Genossenschaften steht 
es nicht, Geschenke der EZB in Anspruch 
zu nehmen. Übrigens verzerren diese EZB
Maßnahmen sehr wohl den Wettbewerb, 

„Wesentliche Entscheidungen gehören ins 
Parlament.“

„Die EZBMaßnahmen schenken  
Banken ohne tragfähiges Geschäftsmodell  

Zeit und Ertragssubventionen.“
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denn sie schenken insbesondere Banken 
ohne tragfähiges Geschäftsmodell Zeit und 
Ertragssubventionen und vermindern so 
den Anpassungsdruck. 

Wie zufrieden sind Sie mit der Ent
wicklung Ihrer Mitgliedsbanken im 

abgelaufenen Jahr? Wo stimmt die Rich
tung, wo gibt es noch Aufholbedarf?

Netto 313 000 Menschen mehr als im Jahr 
zuvor sind inzwischen Mitglied einer  
Genossenschaftsbank. Hier stimmt die 
Richtung ganz bestimmt: Über 17 Millio
nen Mitglieder ha
ben die deutschen 
Genossenschafts
banken jetzt. Jeder 
fünfte Bundesbür
ger ist im Boot, das 
ist ein Vertrauens
beweis, der uns 
auch Verpflichtung ist. Im täglichen Ge
schäft müssen wir immer wieder aufs Neue 
zeigen, dass Verbraucherschutz und Orien
tierung an den Kundenbedürfnissen ein 
zutiefst genossenschaftliches Thema ist. 

Auch das Ergebnis des Jahres 2011 war er
freulich: ein Jahresüberschuss von 3,0 Mil
liarden Euro nach Steuern, Einlagenanstieg 
auf 524 Milliarden Euro, Kreditvergabe in 
Höhe von 425 Milliarden Euro. Das Kredit
geschäft wies mit einem prozentualen Zu
wachs von 4,5 Prozent die höchste Steige
rungsrate seit mehr als zehn Jahren auf. 
Der Einlagenüberhang von 100 Milliarden 
Euro zeigt, dass Wachstumsspielräume 
vorhanden sind, den Kreditwünschen von 
Privat und Firmenkunden auch langfristig 
gerecht zu werden. Unser Geschäft findet 
aber in einem Markt mit großem Verdrän
gungswettbewerb statt. Wettbewerbsfähi
ge Kostenstrukturen bleiben daher ein 
wichtiges Thema für unsere Finanzgruppe. 

Der Wettbewerb insbesondere um 
Privatkunden und Mittelstand 

nimmt wieder erheblich an Fahrt auf: 
Ist der genossenschaftliche Finanzver
bund gut genug positioniert, dem zu be
gegnen?

Wie gesagt, unsere guten Geschäftszahlen 
sprechen für sich. Wir sind wichtiger Finan
zier des Mittelstandes und dort besonders 
der Gewerbekunden. Die Ratingagenturen 
bestätigen unsere gute Positionierung: Die 
Stabilität und der Zusammenhalt unserer 
Finanzgruppe war die Begründung der 

jüngsten Ratinganhebung durch Standard 
& Poor’s von A+ auf AA (mit stabilem 
Ausblick). Sie haben aber natürlich recht, 
der Wettbewerb im Retailgeschäft ver
schärft sich. Die Genossenschaftsbanken 
wollen einen fairen Wettbewerb und kri
tisieren zu Recht staatlich gestützte Insti
tute, die mit marktfernen Konditionen 
Kundeneinlagen einwerben. Politik und 
Aufsicht engagieren sich manchmal etwas 
halbherzig für ein ausgeglichenes Wett
bewerbsumfeld. Ich kann gar nicht  
häufig genug darauf hinweisen: Staatlich 
gestützte Banken dürfen den Wettbewerb 

im Kundengeschäft nicht verzerren, so 
sieht es auch das aktuell verabschiedete 
„Soffin2“Gesetz vor.

Die aufsichtsrechtlichen Anforde
rungen nehmen immer nur zu: 

Stimmt mit Blick auf die Interessenver
tretung und Umsetzung dieser Dinge die 
Arbeitsteilung im Verbund?

Der BVR ist der Spitzenverband der deut
schen Genossenschaftsbanken und vertritt 
verantwortlich die Interessen der genos
senschaftlichen Finanzgruppe auf nationa
ler, europäischer und internationaler Ebe
ne. Gerade beim Aufsichtsrecht gehen wir 
in Berlin, Brüssel und London intensiv in 
den Dialog mit politischen Entscheidungs
trägern, um praktische Auswirkungen von 
geplanten Regulierungen aufzuzeigen und 
sinnvolle Änderungsvorschläge zu unter
breiten. Alle Mitglieder unserer Finanz
gruppe unterstützen den BVR dabei. Ganz 
wichtig ist, dass wir regional, national und 
international mit eindeutigen Botschaften 
auftreten und mit starker, einheitlicher 
Stimme sprechen. Wesentliche Positionie
rungen sind mit den BVRGremien ab
gestimmt und werden in Arbeitsgruppen 
unter wesentlicher Mitarbeit der Regional
verbände, Zentralbanken und Verbund
unternehmen vorbereitet. Ich bin mit  dieser 
Vorgehensweise und den daraus resultie
renden Ergebnissen durchaus zufrieden. 

Könnte der genossenschaftliche 
Finanzverbund die DZ Bank not

falls mit Kapital unterstützen? Wie of

fensiv oder defensiv kann sich der BVR 
in dieser Frage positionieren?

Selbstverständlich könnte die genossen
schaftliche Finanzgruppe das. In der Ver
gangenheit ist dies ja auch bereits er
folgreich geschehen. Die Unabhängigkeit 
von staatlichen Stützungsmaßnahmen à la 
Soffin wird auch künfig eine unserer we
sentlichen strategischen Ziele in der Fi
nanzgruppe sein. 

Es gibt seit geraumer Zeit Bestre
bungen der größeren Volksbanken, 

ihre Interessen zu bündeln. Ist oder 
fühlt der BVR sich in dieser Sache als 
Moderator und/oder Ratgeber gefragt?

Bei über 1 100 Mitgliedsinstituten ist es 
ganz natürlich, dass sich einzelne Institute 
zur Diskussion über spezifische gemeinsa
me Themen zum Erfahrungsaustausch zu
sammenfinden. Sofern diese Aktivitäten 
nach innen gerichtet sind und der gemein
samen Fortentwicklung dienen, ist dagegen 
auch nichts einzuwenden. Nicht akzepta
bel fände ich Aktivitäten, die die Entschei
dungsfindung innerhalb der Finanzgruppe 
erschweren würden oder die den geschlos
senen Auftritt nach außen beeinträchti
gen. Wichtig ist, dass demokratische Pro
zesse stattfinden: Entscheidungen für die 
gesamte genossenschaftliche Finanzguppe 
werden allein in den satzungsgemäßen 
Gremien des BVR getroffen.

Welche Rolle sollten Kreditgenos
senschaften in der Kommunalfi

nanzierung spielen? Ist das eine Frage 
der Marktbedingungen und individuel
len Entscheidungen vor Ort, oder gibt es 
zu dieser Frage eine übergeordnete In
teressenlage des BVR?

Auch die Kreditgenossenschaften betreiben 
in einigen Häusern Kommunalfinanzierung, 
ihr Kerngeschäft ist dieses aber nicht. Aktu
ell hat die Kreditwürdigkeit der staatlichen 
Gläubiger – Stichwort Griechenland – 
durch die Staatsschuldenkrise erheblich ge
litten. Und auch bei der Kommunalfinanzie
rung muss ja letztlich jede einzelne Kredit
anfrage vor Ort individuell geprüft und 
entschieden werden, zumal die wirtschaft
liche Situation der Kommunen durchaus 
unterschiedlich und in Teilen prekär ist. 
Also: Jede einzelne Genossenschaftsbank 
vor Ort prüft und entscheidet eigenverant
wortlich. Denn sie – und nicht der Verband 
– trägt auch das potenzielle Kreditrisiko. 

„Wettbewerbsfähige Kostenstrukturen  
bleiben ein wichtiges Thema für  

unsere Finanzgruppe.“



Wieso hat sich die Deutsche Kre
ditwirtschaft so vehement gegen 

den Vorstoß des Bundesfinanzministeri
ums gewandt, die Mitglieder aus der 
Kreditwirtschaft aus dem Verwaltungs
rat der Bundesanstalt für Finanzdienst
leistungsaufsicht auszuschließen? Wäre 
das bei vollständiger Finanzierung der 
BaFin durch den Bund nicht die sau
berste Lösung?

Dies wäre richtig und konsequent. Denn 
wer auch nur den Anschein von Abhängig
keit der Bankenaufsicht fürchtet, muss die 
hoheitlichen Aufgaben der BaFin eben 
auch unabhängig durch die öffentliche 
Hand organisieren. Wer A sagt, sollte auch 
B sagen. Andere Ländern in Europa hand
haben das auch so. Derzeit trägt aber die 
deutsche Finanzwirtschaft die erheblichen 
Kosten vollständig. Deshalb sitzen auch die 
Vertreter der Kreditwirtschaft im Verwal
tungsrat der BaFin. Übrigens entscheidet 
der Verwaltungsrat vor allem über die effi
ziente Verwendung des Budgets und hat 
keinerlei Einfluss auf die operative Tätig
keit der BaFin. 

Was halten Sie von der bisherigen 
Arbeit der European Banking Au

thority? Ist die EBA von ihren Aufga
benbereichen und Befugnissen richtig 
aufgestellt?

Das große Problem der EBA ist die ge
dankliche Entfernung zum Finanzstand 
ort Deutschland. Die Politik in Deutschland 
und zum Teil auch in Europa unterstützt 
uns durchaus in dem Bemühen, auch für 
 regionale Banken angemessene Regeln zu 
entwickeln. Regeln für internationale Groß
banken müssen anders aussehen als Regeln 
für lokal oder regional tätige Institute. Das 
rufen wir in London und auch in Brüssel 
immer wieder in Erinnerung. Die EBA hat 
sehr viele Mandate zu bearbeiten, hier wird 
Proportionalität die zentrale Forderung 
bleiben. Nach dem Vorschlag der EUKom
mission sind zirka 150 Aufträge für techni
sche Standards vorgesehen, die die EBA in 
wenigen Monaten erarbeiten soll. Das allein 
ist schon eine sehr große Arbeitsbelastung 
für die EBA. Die Qualität der Standards 
könnte leiden. Unabhängig hiervon bleibt 
unklar, wie zum Beispiel Konsultationen mit 
Banken in diesem kurzen Zeitrahmen mög
lich sein sollen. Auch das Beispiel der ver
gangenen Eigenkapitalstresstests hat ge
zeigt, dass die EBA sich zu vielen Themen 
erst noch finden muss. 


